



„Es geht nicht um Spezial lösungen, 
es geht um uns alle, 
um Universal Design .“1
Jürgen Weber
Einleitung – 1 Barrieren vs. Universal Design – 2 Defi nition und Beispiele 
von Barrierefreiheit in Bibliotheken – 3 Gesetzliche Grundlagen – 4 Wege zur 
Barrierefreiheit – 5 Resümee – Literatur und Internetquellen
1 Herwig 2008, S. 9.
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Barriere freihei t in einer Bibliothek herzustellen heißt, dass die Räume für in ih-rer Mobilität  eingeschränkte Personen zugänglich sind, dass die Medien vor Ort und die im Internet zur Verfügung gestellten Informationen auch von seh-
behinderten und blinden Personen genutzt werden können, dass hör geschädigte und 
gehörlose Personen an Führungen, Lesungen und Vorträgen teilhaben können und 
dass die Vitrinen in Buchausstellungen auch von Rollstuhl fahrern eingesehen werden 
können.
Eine solche Bibliothek gibt es in Deutschland bislang nicht. Die Aufzählung der Merk-
male barrierefreier Einrichtungen macht zweierlei deutlich:
– Es gibt physische und kommunikative Barrieren, die aus Sicht nicht be hinderter 
Menschen in der Regel nicht als Barrieren wahr genommen werden, tatsächlich aber 
den Zugang zu den Kultur-, Bildungs- und Forschung seinrichtungen einschrän-
ken oder sogar versperren. Beispiele für solche Barrieren sind bauliche Hindernisse 
(Stufen ohne Handläufe, Türschwellen), fehlende Einrichtungen (höhen verstellbare 
Tische, Griffe), hinderliche räumliche Anordnung (fehlende Abstell fl ächen an den 
Garderobeschränken oder an der Ausleih theke, fehlender Platz neben dem WC), 
psychologische Hinder nisse (auffällige Behinderten hilfen).2
– Menschen mit Behinderungen werden durch Barrieren von der Nutzung der An-
gebote der Bibliothek ganz oder teilweise ausgeschlossen. ,Behinderungen‘ können 
angeboren, aber auch durch Alter, Krankheit oder Unfall erworben sein. In § 3 des 
Behinderten gleichstellungs gesetzes ist Behinderung so defi niert: „Menschen sind 
behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Ge-
sundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das 
Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der
2 Edinger, Lerch & Lentze 2007, S. 12.
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 Gesellschaft beeinträchtigt ist.“ [5] Menschen mit Behinderungen stellen heute kei-
neswegs nur eine kleine Randgruppe dar. Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes waren 2005 mehr als 10 % der Bevölkerung als behindert anerkannt. Von den 
8,6 Mio. behinderten Menschen galten 6,7 Mio. als schwer behindert.3 Durch den 
demografi schen Wandel nimmt der Anteil der älteren Menschen an der Bevölke-
rung ständig zu.
Der Umgang mit dem Thema Barrierefreiheit in Bibliotheken erfordert eine geschärfte 
Wahrnehmung für die Komplexität umfassender Zugänglichkeit und Präsentation von 
Informationen. Benötigt wird insbesondere Experten wissen, um einfache und prakti-
kable Lösungen im Detail zu fi nden. Wer dies vernachlässigt, provoziert – bewusst oder 
unbewusst – den Ausschluss eines potenziellen Nutzerkreises und macht die Bibliothek 
unzugänglich. Der Gesetz geber will der Benachteiligung einer bestimmten Gruppe 
von Per sonen entgegenwirken und hat deshalb im Grundgesetz ein Diskrimi nierungs-
verbot formuliert. In Art. 3, Abs. 3 GG heißt es:
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.
Dieser Passus gehört zum Kanon der Grundrechte, die die Menschenrechte beschrei-
ben: „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.“ Doch während diese 
Rechte, insbesondere in Erinnerung an die natio nal sozialistischen Verbrechen, bereits 
1949 im Grundgesetz verankert worden sind, ist Abs. 3 erst 1994 ergänzt worden. Da-
mit sollte ein histo risches Versäumnis ausgeglichen werden.4
3 Pfaff 2005, S. 1268.
4 Degener 2003, S. 461. Die Rechtswissenschaftlerin Theresia Degener führt hierzu aus: „Der 
Gleichheitssatz des 1949 geschaffenen Grundgesetzes sollte nämlich auch eine Antwort auf 
die nationalsozialistischen Verbrechen sein. Deshalb wurden in Art. 3 Abs. 3 GG ausdrücklich 
jene Gruppen benannt, die der besonderen Diskriminierungs- und Verfolgungspolitik der 
National sozialisten ausgesetzt waren. Obwohl behinderte Menschen in großer Zahl Opfer 
der NS-Sterilisations- und Mord programme waren, wurden sie aber zunächst bei der Auf-
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Nicht nur der Umstand, dass diese Personengruppe 1949 offenbar ‚vergessen‘ wor-
den ist, sondern auch der späte Zeitpunkt der Ergänzung des Grund gesetz artikels ist 
aus heutiger Sicht verstörend. Die prekäre Geschichte des Umgangs mit behinderten 
Menschen wirkt in vielen Diskussionen nach, die heute über Barriere freihei t geführt 
werden. Darauf muss sich jeder ein stellen, der die barrierefreie Gestaltung seiner Bib-
liothek als Bedarf fest schreibt und in Anträgen und Beratungen mit Architekten, Fach-
planern, Denk malpfl egern und Zuwendungsgebern begründen und durchsetzen will. 
Es gibt in Deutschland noch keine Tradition oder Kultur des barrierefreien Planens 
und Bauens. Die Herstellung von Barrierefreiheit ist in der Regel nicht der Ausgangs-
punkt unserer Überlegungen und Planungen, sondern es wird, wenn überhaupt, im 
Nachhinein oft mit kostspieligen und wenig über zeugenden Lösungen nachgebessert.
Dieser Haltung Vorschub geleistet hat eine bis vor wenigen Jahren weithin akzeptier-
te Defi nition von Behinderung als Krankheit. Unter dem Leitbegriff der Rehabilitati-
on wurde der Umgang mit Behinderung unter den Primat der Medizin stellt. Damit 
war das Bild des behinderten Menschen vorgegeben, der – weil scheinbar krank und 
heilungsbedürftig – nicht am normalen Erwerbsleben teilhaben kann. Für behinderte 
Menschen wurden fortan eigene, abgesonderte Areale jenseits des ‚Normalen‘ geschaf-
fen. Ihre Integration in Schule, Beruf und Alltag bedeutete stets einen unter ökono-
mischen und sogar sozialen Aspekten abzuwägenden Mehraufwand, der immer wie-
der eigens beantragt, begründet, erkämpft und erstritten werden musste.5 Erst der 
behinderten politische Paradigmenwechsel, der im Behinderten gleichstellungs gese tz 
von 2002 seinen Ausdruck fi ndet, ermöglicht eine Umkehr der Sichtweise, wonach 
eine ver meint liche Normalität nicht einer Behinderung gegenübergestellt, sondern als 
deren Ursache identifi ziert wird. Ziel der Integrationspolitik ist nicht mehr Fürsorge, 
sondern Selbstbestimmung.6
Erfahrungen zeigen, dass barrierefrei gestaltete Gebäude und Informations systeme 
gerade auch nicht behinderten Nutzern zugute kommen. Rampen und Hub bühnen, 
automatische Türen, in Stil und Typografi e einfach und über sichtlich gestaltete 
Webseiten, gut lesbare Formulare, Texte in leichter Sprache, Hör- und Taststationen 
in Ausstellungen sind einige Beispiele, die den Alltag für alle leichter machen. Infor-
mations- und Bildungs angebote können so besser wahrgenommen, aber auch For-
schungshemmnisse abgebaut werden. In diesem Zusammenhang spricht man auch 
von Universal Design , das aus dem Konzept der Barrierefreiheit entwickelt wurde. Es 
vermeidet Spezial lösungen und gestaltet das Lebensumfeld so funktional, dass es von 
allen genutzt werden kann.7
Eines der sieben Prinzipien des Universal Design, wie es 1997 vom Center for Universal 
Design der North Carolina State University [21] formuliert wurde, lautet:
Größe und Platz für Zugang und Benutzung:
Angemessene Größe und Platz für den Zugang, die Erreich barkeit, die Manipu-
lation und die Benutzung, unabhängig von der Größe des Nutzers, seiner Haltung 
oder Beweglichkeit vorsehen.
5 Ebd., S. 453-457.
6 Wagner & Kaiser 2004, S. 98.





– Eine klare Sicht auf wichtige Elemente für jeden sitzenden oder stehenden 
 Nutzer vorsehen.
– Eine komfortable Erreichbarkeit aller Komponenten für alle sitzenden oder 
 stehenden Benutzer sicherstellen.
– Unterstützung unterschiedlicher Hand- und Greifgrößen.
– Ausreichenden Platz für die Benutzung sonstiger Hilfs mittel oder von Hilfs-
 personen vorsehen.
Zugang zu Informationen zu schaffen, ist eine Kernaufgabe der Bibliotheken. Die Her-
stellung von Barrierefreiheit ist daher eine vorrangige bibliotheks politische Aufgabe. 
Daher hat die International Federation of Library Associa tions and Institutions (IFLA ) 
2005 eine Prüfl iste für den Zugang zu Biblio theken für Menschen mit Behinderungen 
herausgegeben. Darin wird „gleicher Zugang für alle Menschen ungeachtet einer Be-
hinderung“ gefordert. Als ein erster Schritt für den Abbau bestehender Barrieren und 
als Voraussetzung für die Schaffung neuer barrierefreier Informationsangebote wird 
die Kooperation mit Behinderten organisationen gesehen, „um alle Einwohner zu er-
reichen und ein glaubwürdiges Bibliotheks programm […] zu etablieren.“8
Barrierefreiheit wird zum ersten Mal und in umfassender und verbindlicher Weise de-
fi niert in § 4 des Behinderten gleichstellungs gesetzes:
Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrs mittel, technische Ge-
brauchsgegenstände, Systeme der Informations verarbeitung, akustische und 
visu elle Informationsquellen und Kom muni kations einrichtungen sowie andere 
gestaltete Lebens bereiche, wenn sie für behinderte Menschen in der allgemein 
üb lichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund sätzlich ohne fremde 
Hilfe zugänglich und nutzbar sind. [5]
Bibliotheken gehören zu den beschriebenen gestalteten Lebensbereichen, sie sind bauli-
che Anlagen mit Verkehrswegen, technischen Gebrauchs gegen ständen, sie unterhalten 
Systeme der Informations verarbeitung, akustische und visu elle Informationsquellen, 
Kommunikations einrichtungen und bieten Infor mations dienstleistungen an. Erst 
wenn diese Bereiche barrierefrei gestaltet sind, kann man davon sprechen, dass sie ihre 
Funktionalität im Rahmen eines Biblio theksbetriebes tatsächlich erfüllen. Die im Ge-
setz allgemein formu lierten Merkmale von Barrierefreiheit 9 lassen sich problemlos auf 
bibliotheks spezifi sche Anwendungen übertragen:
– Eine Bibliothek ist in der allgemein üblichen Weise zugänglich und nutzbar, wenn 
Rollstuhlfahrer durch den Haupt- und Vorder eingang in das Gebäude hineingelan-
gen können und die Ausleihtheke für sie nicht unerreichbar ist.
– Eine Bibliothek kann ohne besondere Erschwernis genutzt werden, wenn Menschen 
mit Behinderungen sich nicht umständlich vorher anmelden müssen, wenn sie 
nicht auf Personal warten müssen, um den Treppenlift zu bedienen, wenn Besucher 
8 Irvall & Nielsen 2005, S. 5, 18.










auch Treppen von nur zwei Stufen mit Unterstützung eines Handlaufes überwin-
den können und nicht unsicher gehen müssen.
– Eine Bibliothek kann ohne fremde Hilfe genutzt werden, wenn Roll stuhl fahrer 
selbstständig in ein Gebäude einfahren können, wenn ein Arbeitsplatz für sehbe-
hinderte oder blinde Personen mit Braille zeile, Scanner, Vorlesegerät und Vergrö-
ßerungssoftware ausgestattet ist und wenn Leit- und Orientierungs system e auch 
für sehbehinderte Personen in Größe und Farbe wahrgenommen werden kön-
nen. Wo dies nicht möglich ist, müssen Hilfen zur Verfügung stehen, z. B. tak tile 
Orientierungs plä ne und geschultes Bibliotheks personal, das auf die Kommunikati-
on mit hörbehinderten Personen oder auf Führ hunde, die blinde Personen beglei-
ten, eingestellt ist.
Das Behinderten gleichstellungs gese tz unterscheidet zwischen der Beseitigung be-
stehender Barrieren in Bestandsbauten und der Schaffung barriere freier Angebo-
te in Neubauten. In den Fällen, in denen z. B. aus denkmal rechtlichen, technischen 
oder fi nanziellen Gründen Barrierefreiheit nicht umfassend her gestellt werden kann, 
spricht man auch von der barrierearmen Anpassung eines Baus mit dem Ziel, Nut-
zungs- und Teilhabe barrieren abzubauen, wobei darunter ein „Bündel an Maßnahmen 
zur Barriere reduzierung im Bestand zur Erhöhung der Gebrauchs tauglichkeit“ zu ver-
stehen ist.10
Man kann davon ausgehen, dass Barrierefreiheit im Bereich der Leit- und 
Orientierungs system e auch dem Arbeitsschutz und insbesondere der Verkehrs-
sicherhei t dient. Sie ist ein wirksamer Beitrag zur Unfall verhütung. Durch Unterlas-
sung barrierefreien Planens und Bauens und durch Planungs fehler werden Barrieren 
erst geschaffen, die zu kostspieligen Nach besserungen führen.
Damit das Diskriminierungs verbot von Art. 3 Abs. 3 des Grund gesetzes wirksam wer-
den kann, bedarf es konkreter Ausführungen in Gesetzen des Bundes und der Länder. 
Dieser Prozess ist noch im Gange. Ein wichtiger Schritt hierzu sind die Regelungen 
des Behinderten gleichstellungs gesetzes, die jedoch nur begrenzte Geltung haben. Das 
Gesetz bindet nur Einrichtungen des Bundes, und es werden erhebliche Haushalts-
vorbehalte getroffen. Außerdem bleiben wichtige Rechtsmaterien wie Bauordnung 
und Kulturwesen von dem Gesetz unberührt, da deren Regelung nach dem födera-
len System der Bundes republik Aufgabe der Bundesländer ist. Gravierend ist die Ein-
schränkung, dass – anders als in den amerikanischen Anti diskriminierungs gesetzen 
von 1990 [28] – nur Angebote von öffentlicher, nicht von privater Seite auf Barriere-
freiheit verpfl ichtet werden können.11
10 Edinger, Lerch & Lentze 2007, S. 17, vgl. S. 18: „Barrieren können nur dort reduziert werden, 
wo sie bereits bestehen. Deshalb kann der Begriff ‚barriere arm‘ im Zusammenhang mit 
Neubauten nicht angewandt werden. Barrieren sollen im Bestand immer so weit wie irgend 
möglich reduziert werden. Das Ziel bleibt die gänzliche Beseitigung von Barrieren, also die 
Barrierefreiheit .“
11 Auer 2007, S. 34-36. Auer weist darauf hin, dass das Allgemeine Gleich behandlungs gesetz 
von 2006 die Antidiskriminierung behinderter Menschen auch auf privatrechtliche Verträge 








Zum Geltungsbereich des Gesetzes und den Haushaltsvorbehalten sind zwei Anmer-
kungen zu machen:
– Das Behinderten gleichstellungs gese tz bindet alle Einrichtungen des Bundes, Stif-
tungen des öffentlichen Rechts sowie Landes behörden, die im Auftrag des Bundes 
handeln. Erst nachdem das Gesetz am 1. Mai 2002 in Kraft getreten war, zogen die 
meisten Bundes länder nach, die inzwischen Landesgesetze zur Gleichstellung be-
hinderter Menschen erlassen haben.12
– Da bei der Herstellung von barrierefreier Infrastruktur mit erheblichen Kosten für 
die öffentliche Hand zu rechnen war, wurde eine Reihe von Vorbehalten getroffen. 
In der Anwendung des Gesetzes wird zwischen Neubauten und großen Um- und 
Erweiterungs bauten einerseits und Bauunterhaltungsmaßnahmen und Bestands-
schutz anderer seits unterschieden.13 Die Herstellung von Barriere freihei t im Be-
reich Bau und Verkehr steht auch in den Landesgesetzen praktisch unter einem 
Haushalts vorbehalt, z. B. wenn ihre nachträgliche Berück sichtigung zu einem un-
verhältnismäßigen Mehraufwand führen würde.14 In Kommentaren zu diesen Rege-
lungen wird dargelegt, dass ein Um- und Erweiterungsbau als ‚groß‘ gilt, wenn die 
Baumaßnahmen Kosten von mehr als 1 Mio. € verursachen.15 Als ,unverhältnismä-
ßig‘ gilt ein Mehraufwand von mehr als 20 % der Gesamtbausumme.16
Mit den Jahren hat der Begriff der Barrierefreiheit Eingang gefunden auch in die wich-
tigen Landesbauordnungen . Bisweilen ist dort, wie in dem die Biblio theken betref-
fenden Teil der Thüringer Bauordnung, der Personenkreis, den die Forderung nach 
Barriere freihei t betrifft, sogar erweitert worden:
Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem allgemei-
nen Besucherverkehr dienenden Teilen von Menschen mit Behinderungen, alten 
Menschen und Personen mit Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweck entsprechend genutzt werden können. Diese Anforde rungen gelten 
insbesondere für: 1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens […] 17 
Neben den Bauordnungen gibt es landeseigene Denkmalschutzgesetze, die zwar allge-
mein den Zugang zu den Kulturdenkmälern öffnen wollen, doch im Hin blick auf die 
Herstellung von Barrierefreiheit wiederum starke Vorbehalte geltend machen. Aller-
dings ist es erstaunlich, wie unterschiedlich die jeweiligen Ländergesetze mit dem The-
ma umgehen. Während das Denkmal schutz gesetz des Landes Thüringen18 weder den 
Begriff der Behinderung noch der Barriere freihei t kennt, werden im Denkmalschutz-
12 http://www.aktion-grundgesetz.de.
13 BGG § 8 (1): „Zivile Neubauten sowie große zivile Um- und Erweiterungs bauten des Bundes 
einschließlich der bundesunmittelbaren Körper schaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts sollen ent sprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik bar-
rierefrei gestaltet werden. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit 
einer anderen Lösung in gleichem Maße die Anforderungen an die Barrierefreiheit erfüllt 
werden. Die landesrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Bau ordnungen, bleiben 
unberührt.“ Vgl. Wagner & Kaiser 2004, S. 97, 100.
14 Ebd., S. 121.
15 Ebd., S. 100.
16 Ebd, S. 133f.
 17 Thüringer Bauordnung von 2004, § 53 (2) [25, Hervorhebung JW].




gesetz des Landes Branden burg „Menschen mit Behinderungen“ unter den Grundsät-
zen § 1 (4) als eigene Zielgruppe aufgeführt.19 Auch in § 15 des Denkmalschutz- und 
-pfl ege gesetzes des Landes Rheinland-Pfalz ist die Herstellung von Barriere freihei t als 
Ziel verankert. Allerdings wird die Beseitigung von Barrieren auf die Fälle begrenzt, bei 
denen das Kulturdenkmal bereits öffentlich zugänglich ist, die Baumaßnahmen im Be-
reich des wirtschaftlich Zumutbaren liegen und die Barrierefreiheit „mit Eigenart und 
Bedeutung des jeweiligen Kultur denkmals vereinbar ist.“20
Für Bibliotheken, die in denkmalgeschützten Gebäuden untergebracht sind, ergeben 
sich hieraus ernste Zielkonfl ikte im Hinblick auf den Auftrag, Zugang zu den Sammlun-
gen und Informationen herzustellen. Kompromisse zuun gunsten der Zugänglichkeit 
wichtiger Nutzungsfl ächen für die Nutzer ziehen oft Probleme der Verkehrssicherungs-
pfl icht nach sich, etwa wenn auf histo rischen Treppen auf zweite Handläufe verzichtet 
wird. Hier sind klare Prioritäts entscheidungen zugunsten der Treppensicherheit gefor-
dert, zumal bau liche Maßnahmen revidierbar ausgeführt werden können.
Das Behinderten gleichstellungs gese tz zielt nicht nur auf die Beseitigung von Barrieren 
in den Bereichen Bau und Verkehr, sondern gibt auch die Rahmen bedingungen für ein 
barrierefreies Internet und Webdesign vor.21 Es legt auch fest, dass z. B. Bescheide, Ver-
träge und Vordrucke sehbehinderten und blinden Personen „ohne zusätzliche Kosten“ 
zugänglich gemacht werden müssen.22
Niemand kann sich heute darauf verlassen, dass Barrierefreiheit von Architekten und 
Planern so umgesetzt wird, dass die Spielräume, die die gesetz lichen Regelungen, die 
Fördermöglichkeiten und der Stand der Technik bieten, optimal genutzt werden. 
Es ist erforderlich, dass die Bibliotheksleitung als Nutzer der Ein richtung eine klare 
Prioritäts entscheidung zugunsten der Barrierefreiheit trifft und diese Anforderung 
frühzeitig formuliert. Es ist ratsam, einen Sachverständigen für barrierefreies Bauen 
in die Planungen einzubeziehen. Während der gesamten Planungs- und Bauphase so-
wie beim Probebetrieb ist der Kontakt zu den Behinderten verbänden vor Ort empfeh-
lenswert, um das künftige barrierefreie Angebot im Umfeld der Biblio thek bekannt zu 
machen. Die Behinderten verbände können Hilfe stellung in der Auswahl der richtigen 
Technik geben und Praxistests durchführen. Es ist wichtig, sich bei Ortsterminen z. B. 
in Förderschulen selbst ein Bild darüber zu verschaffen, wie sich sehbehinderte und 
blinde Menschen selbstständig in barrierefreien Gebäuden bewegen. Genauso wichtig 
ist die Vermittlung des Themas Barrierefreiheit in der eigenen Einrichtung. Das Perso-
nal muss in der Anwendung der neuen Geräte und Software geschult werden, auch der 
Um gang mit behinderten Nutzern (Kommunikations verhalten bei hör geschädigten 
Personen, Führen von blinden Personen) muss geübt werden. Auch hierbei geben die 
Behinderten verbände Unterstützung.23
19 Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz von 2004 [2].
20 Denkmalschutz- und -pfl egegesetz Rheinland-Pfalz [23]], vgl. Wagner & Kaiser 2004, S. 129.
21 BGG § 11 Barrierefreie Informationstechnik [5], vgl. Verordnung zur Schaffung barrierefrei-
er Informationstechnik nach dem Bundes gleich stellungs gesetz, Barrierefreie Informations-
technik-Verordnung (BITV )  [6].
22 BGG § 10 Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken [5].







Das Behinderten gleichstellungs gese tz sieht die Möglichkeit vor, dass Behin derten-
verbände mit Unternehmen oder Unternehmens verbänden Ziel verein barung en zur 
Umsetzung von barrierenfreien Maßnahmen vor Ort schließen können.24 In Zielver-
einbarungen können die gesetzlichen Bestimmungen erweitert und die Anforderun-
gen an Barriere freihei t konkretisiert werden. Daher sind sie nicht nur für Bibliotheken 
unter privater oder gemischter Träger schaft, sondern auch für öffentliche Einrichtun-
gen von Bedeutung. Ziel verein barung en gehen über den Status von Selbstverpfl ich-
tungen hinaus, sie gelten als „verbindliche zivilrechtliche Verträge über Pfl ichten und 
Ansprüche, deren Erfüllung vor Zivilgerichten eingeklagt werden kann.“25 Solche Ziel-
verein barung en werden im Ziel vereinbarungs register [7] bei der Bundes regierung ge-
speichert.
Ein gelungenes Beispiel sind die Vereinbarungen der Behinderten verbände mit dem 
Deutschen Hotel- und Gaststätten verband (DEHOGA ), der auf dieser Grundlage den 
‚Barrierefreien Tourismus‘ für seine Mitglieder seit 2005 bewirbt. Hier hat man sich 
auf die Vergabe von fünf Logos für Mindest standards für Barrierefreiheit in den Be-
trieben verständigt, die den Kunden anzeigen, ob ein Besuch für sie in Frage kommt [9; 
10]. Adressaten sind nicht nur behinderte Menschen, sondern auch andere mobilitäts-
eingeschränkte Personengruppen, z. B. Eltern mit Kleinkindern, Unfall geschädigte und 
Senioren, die von den Maßnahmen der Barrierefreiheit profi tieren. Begleitet wird das 
Verfahren von einem laufenden Monitoring und einer Arbeitsgruppe aus DEHOGA 
und Behinderten verbänden.26
Es ist vorgeschlagen worden, eine vergleichbare Zielvereinbarung für barriere freie Mu-
seen mit einem Dachverband der Museen zu treffen.27 Es liegt nahe, dass auch die Bib-
liotheken auf die Behinderten verbände zugehen und eine Zielvereinbarung für barrie-
refreie Bibliotheken abschließen.
 
– Kategorie A. Gäste mit einer Gehbehinderung, die zeitweise auch auf einen nicht-
moto risierten Rollstuhl oder eine Gehhilfe angewiesen sein können,
– Kategorie B. Rollstuhlnutzer, die gehunfähig und ständig auf einen Roll stuhl ange-
wiesen sind,
24 BGG § 5 Zielvereinbarungen [5] , vgl. Wagner & Kaiser 2004, S. 102–104; Auer 2007, S. 41–43. 
25 Wagner & Kaiser 2004, S. 103.
26 Auer 2007, S. 41–43.
27 Ebd., S. 42f.
Barrierefreiheit
Abb. : Barrierefreier Tourismus: Piktogramme nach der DEHOGA-Zielvereinbarung. [9]
Kategorie A Kategorie B Kategorie C Kategorie D Kategorie E
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– Kategorie C. Sehbehinderte und blinde Gäste,
– Kategorie D. Gehörlose und schwerhörige Gäste,
– Kategorie E. Alle Kategorien zusammen.
In Deutschland gibt es noch keine Tradition des barrierefreien Planens und Bau-
ens, Barriere freiheit gehört noch nicht zu den Standards in Bibliotheken. Bei der 
Herstellung von Barriere freiheit geht es nicht um Speziallösungen. Wird Barriere-
freiheit im Sinne des Universal Design umgesetzt, lassen sich der Zugang zu den 
Räumen und die Teilhabe an den Service angeboten für alle Besucher und Nut-
zer einer Bibliothek, gleichgültig ob sie behindert sind oder nicht, verbessern. 
Der Zugang zu barrierefrei gestalteten Bibliotheks katalogen und Informations-
systemen via Internet ist notwendig, ersetzt aber nicht den Zugang zu den Samm-
lungen, Ausstellungen und Dienstleistungen vor Ort. Für die Herstellung von 
Barrierefreiheit in öffentlichen Einrichtungen gibt es seit 2002 klare gesetzliche Vor-
gaben. Für private Ein richtungen sind solche Vorgaben in den nächsten Jahren zu er-
warten.
Für den Erfolg eines Bauvorhabens ist eine klare Prioritäts entscheidung der 
Bibliotheks leitung zugunsten der Barrierefreiheit Voraussetzung. Bei Bau vorhaben 
sollten ein Sachverständiger für barriere freies Bauen und die Behinderten verbände vor 
Ort an Planung, Ausführung und Praxistests beteiligt werden.
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